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IFRS-FA — 6ffentliche SITZUNGSUNTERLAGE

Sitzung: 14. IFRS-FA / 07.03.2013 / 15:45 — 16:45 Uhr

TOP: 06 — Organvergutung (DCGK und DRS 17)

Thema: Anderungsvorschlage zum DCGK und Auswirkungen auf
den DRS 17

Papier: 14 06a IFRS-FA DCGK Basis

Einfuhrung

1 Die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex hat am 5. Februar
2013 Vorschlage zur Anderung des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK)
veroffentlicht. Stellungnahmen dazu kdénnen bis zum 15. Marz 2013 eingereicht werden.
Die Anderungsvorschlage betreffen auch die Berichterstattung tber die Vergutung des
Vorstands und des Aufsichtsrats.

2 Der DCGK richtet sich in erster Linie an bdrsennotierte Unternehmen, wobei die An-
wendung des DCGK von nicht boérsennotierten Unternehmen empfohlen wird. Die bor-
sennotierten Unternehmen sind gemald 8 161 AktG zur Abgabe einer Erklarung tber
den Umfang der Einhaltung der im DCGK genannten Regelungen verpflichtet.

3 Wahrend sich der DCGK vorwiegend an Unternehmen richtet, die aufgrund ihrer Bor-
sennotierung im Allgemeinen ihren Konzernabschluss gemafd den Vorschriften der
IFRS aufstellen, sind die Regelungen des DRS 17 sowohl von Unternehmen zu beach-
ten, die ihren Konzernabschluss gemaf3 den Vorschriften der IFRS aufstellen, als auch
von Unternehmen, die ihren Konzernabschluss nach den Vorschriften des HGB aufstel-
len. Im DRS 17 werden die Vorschriften des § 314 Abs. 1 Nr. 6 HGB und § 315 Abs. 2
Nr. 4 HGB konkretisiert.
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Wesentliche Anderungsvorschlage im DCGK zur Berichterstattung tber die Vor-

standsvergutung

Der erste Satz in der Tz. 4.2.2 Abs. 1 wird so umformuliert, dass aus der Empfehlung
eine Beschreibung gesetzlicher Vorschriften wird, d.h. aus ,soll ... unterbreiten* wird

Junterbreitet”.

In der Tz. 4.2.2 Abs. 2 wird erganzt, dass bei der Festlegung der Vorstandsvergitung
auch die Vergutung des oberen Fuhrungskreises und der relevanten Gesamtbeleg-
schaft, insbesondere deren zeitlicher Entwicklung, beriicksichtigt werden soll. Dem Auf-
sichtsrat obliegt es, den oberen Fuhrungskreis und die relevante Gesamtbelegschaft

abzugrenzen.

In der Tz. 4.2.3 Abs. 2 werden die Beispiele fur variable Verglutungsbestandteile gestri-
chen. Neu wird aufgenommen, dass sowohl die gesamte Vergiutung als auch die ein-
zelnen Vergitungsbestandteile eine betragsmalRige Hochstgrenze aufweisen sollen.
Diese Anforderung ersetzt die Regelung, nach der nur fur auf3ergewthnliche Entwick-

lungen eine Hochstgrenze festzulegen ist.

Neu wird in der Tz. 4.2.3 der Absatz 3 eingefligt. In diesem wird festgelegt, dass fur
Versorgungszusagen das angestrebte Versorgungsniveau festzulegen und dabei den
daraus resultierenden jahrlichen sowie langfristigen Aufwand fur das Unternehmen zu

berticksichtigen ist.

In die Tz. 4.2.5 wird ein neuer Absatz 3 aufgenommen. In diesem wird gefordert, dass
fur jedes Vorstandsmitglied angegeben wird:

e flr das Berichtsjahr gewahrte Zuwendungen und Nebenleistungen,

e minimal und maximal erreichbare Vergutung fur die variablen Vergutungsbe-
standteile,

e Zufluss im bzw. fir das Berichtsjahr unterteilt nach Fixvergutung, kurzfristiger va-
riabler Vergitung und langfristiger variabler Vergutung einschlief3lich einer Diffe-
renzierung nach den jeweiligen Bezugsjahren,

e Aufwand fur das Berichtsjahr aus variabler Vergitung,

e Aufwand fur das Berichtsjahr aus Altersversorgung.

Fur die Darstellung dieser Informationen wurden vier Mustertabellen entwickelt, die dem

DCGK als Anlage beigefiigt sind.
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Wesentliche Anderungsvorschlage im DCGK zur Berichterstattung tiber die Auf-

sichtsratsvergutung

Hinsichtlich der Vergutung der Aufsichtsratsmitglieder wird vorgeschlagen, in der
Tz. 5.4.6 den Hinweis zu streichen, dass sich die Vergutung des einzelnen Aufsichts-
ratsmitglieds an dessen Verantwortung und Tatigkeitsumfang sowie an der wirtschaftli-

chen Lage und dem Erfolg des Unternehmens orientieren soll.

Abweichungen zwischen DCGK und DRS 17

Konzept der , definitiven Vermdgensmehrung*
Das Konzept der ,definitiven Vermoégensmehrung“ wurde durch den DSR als Grundlage
fur die Bestimmung des Geschaftsjahres entwickelt, in dem die Bezlige der Organe an-

zugeben sind.

Nach diesem Konzept gelten Bezlige als gewahrt und sind damit in dem Geschéftsjahr
anzugeben, in dem sowohl die rechtsverbindliche Zusage vorlag als auch die mit der
Zusage verbunden Bedingungen (z.B. Arbeitsleistung erbracht; kein Verlust erwirtschaf-
tet) erfullt sind (DRS 17.20). Eine Ausnahme von dieser Regelung ist in DRS 17.25 for-
muliert. Danach sind Bezlge in dem Geschaftsjahr zu erfassen, in dem die Bedingun-
gen fur die Bezuge erfullt sind, aber aufgrund fehlender Organbeschliisse noch keine
rechtsverbindliche Zusage vorliegt (z.B. Vorstand erhélt regelmalig eine Tantieme, de-

ren Gewahrung von einem Hauptversammlungsbeschluss abhéangt).

Eine alternative Festlegung des Zeitpunkts der Gewahrung ware die Wahl des Zeit-
punkts der Zusage, d.h. die Beztige waren in dem Jahr anzugeben, in dem die Zusage
erfolgte. Der DSR erachtete es flr erforderlich, dass die Bezlige in dem Geschaftsjahr
angegeben werden, in dem die zugrunde liegende Tatigkeit erbracht wurde, da nur so
dem Adressaten ermdglicht wird, sich ein eigenes Urteil Uber das angemessene Ver-
haltnis von Beziigen zu den Aufgaben des Vorstands und der Lage des Unternehmens

zu bhilden.

Der DSR hatte sich gegen das alternative Konzept einer aufwandsbezogenen Betrach-
tung entschieden. Nach diesem Konzept fliel3t der Betrag in die Beziige ein, der in dem
Geschaéftsjahr als Aufwand erfasst wird (DRS 17.A27). Grunde fur die Ablehnung dieses

Konzepts waren:
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e Die Hohe der anzugebenden Beziige wird durch die zugrunde liegende Rech-
nungslegungsvorschrift bestimmt.

e Bezlge fir mehrjahrige Tatigkeiten missten mit dem Betrag erfasst werden, der
auf die einzelne Periode entfallt, obwohl die Auszahlung unsicher ist (z.B. Jubila-
umszuwendungen). Mit einer Angabe der Teilbetrdge pro Jahr, wird dem Adres-
saten der Eindruck vermittelt, als ob beim Organmitglied bereits eine Vermo-
gensmehrung stattgefunden hat. Dies konnte auch dazu fuhren, das negative
Bezlige anzugeben wéren, wenn fest steht, dass die Gewahrung nicht mehr er-
folgt.

e Es kann zu einem Verstol3 gegen bestehende Gesetzeslagen kommen. Wert-
schwankungen von ,sonstigen aktienbasierten Vergutungen® stellen gemafi
IFRS 2 Aufwand dar, der entsprechend dem Konzept in die Angabe der Beziige
einflielen wirde. Der DSR erachtete jedoch die Einbeziehung dieser Wert-
schwankungen in die Bezlige als Verstol3 gegen 8§ 314 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe a)
Satz 4 HGB, da nur Wertschwankungen aus Anderungen der Bezugsbedingun-

gen in die Bezlige einzubeziehen sind.

Das Konzept der ,definitiven Vermégensmehrung* ist jedoch nur auf die nicht aktienba-
sierten Bezlige anzuwenden. Fur die aktienbasierten Vergutungen sind die Regelungen
des IFRS 2 relevant, auf die in der Begriindung zum VorstAG explizit Bezug genommen
wird. Nach diesen Vorschriften sind aktienbasierte Vergttungen in dem Geschéftsjahr
zu erfassen, in dem die rechtsverbindliche Zusage erfolgt (DRS 17.29 und 17.A29).

Mustertabelle 1 , Gewahrte Zuwendungen®

Gemald DRS 17.38 stimmt die Summe der individuellen Beziige der Vorstandsmitglie-
der mit den Gesamtbeziigen des Vorstands Uberein. Dementsprechend sind die nicht
aktienbasierten Beziige analog zu den Regelungen von DRS 17.20 f. auszuweisen, d.h.
der Ausweis erfolgt entsprechend dem Konzept der ,definitiven Vermdgensmehrung*.
Im DCGK wird vermutlich der Zeitpunkt der Gewahrung mit dem Zeitpunkt der Zusage
gleichgesetzt. Fir die nicht aktienbasierten Bezlige kommt es somit ggf. zu einem aus-
einanderfallen der Zeitpunkte, zu denen die Bezlige als gewahrt gelten und damit anzu-
geben sind. Demgemal konnen die in der Mustertabelle 1 fur die Festvergitung und
die Nebenleistungen ausgewiesenen Betrdge von den nach DRS 17 genannten Betra-

gen abweichen.
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Ein Unterschied zwischen DCGK und DRS 17 ergibt sich aus der Aufgliederung der
anzugebenden Werte. Wahrend beim DCGK die Festvergutung und die Nebenleistun-
gen separat anzugeben sind, wird von DRS 17 diese Trennung nicht verlangt. Gleich-
falls fordert der DCGK die Aufschlisselung der Vergutungsbestandteile aus mehrjahri-
gen variablen Vergutungsplanen, wohingegen der DRS 17 dies nicht explizit verlangt.
Ebenfalls verlangt der DRS 17 keine Angabe der minimal und maximal erreichbaren

variablen Vergitung, wie es der DCGK vorsieht.

Ebenfalls bestehen Unterschiede in Bezeichnungen fur die variablen Vergttungsbe-
standteile. So differenziert der DCGK zwischen einjahriger und mehrjahriger variabler
Vergutung und DRS 17.38 zwischen erfolgsbezogenen Komponenten und Komponen-
ten mit langfristiger Anreizwirkung. Sofern das Unternehmen unter beide Begriffspaare
jeweils die gleichen Vergutungsbestandteile subsummiert, weichen die Angaben nach
DCGK und DRS 17 nicht voneinander ab.

Der DCGK fordert die Angabe des Dienstzeitaufwands gemafR IAS 19 aus Zusagen flr
Pensionsverpflichtungen. Gemald DRS 17.55 kann das Unternehmen den Personalauf-
wand fir Pensionsverpflichtungen exklusive der Aufwendungen aus der Aufzinsung der
zugehorigen Ruckstellung oder die Veranderung des Barwerts der Pensionsverpflich-
tungen angeben. Sofern das Unternehmen von der ersten Alternative Gebrauch macht,
unterscheiden sich die Angaben nach DCGK und DRS 17 grundséatzlich nicht. Wahlt

das Unternehmen dagegen die zweite Alternative, kommt es zu einer Differenz.

Mustertabelle 2 ,, Zufluss*

In der Mustertabelle 2 ist der Zufluss im bzw. fur das Berichtsjahr darzustellen. Gemal
der Erlauterung der Tabelle sind die fiir die Festvergitung, die Nebenleistungen und
den Dienstzeitaufwand ausgewiesenen Betrage identisch mit denen in der Mustertabel-
le 1. Die fur die einjdhrigen und mehrjahrigen Verglitungen ausgewiesenen Betrage

stellen die Auszahlungsbetrage dar.

In der Mustertabelle 2 kommt es somit zu einer Vermischung des Ausweises von aus-
gezahlten und nicht ausgezahlten Betragen. Insbesondere fir die Festvergltung ist
nicht sichergestellt, dass der gewahrte Betrag identisch mit dem ausgezahlten Betrag
ist. Hier stellt sich die Frage, ob diese Vermischung fiir den Adressaten eine hilfreiche

Information ist.
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In DRS 17 gibt es keine Regelungen, die explizit die Angabe von Auszahlungsbetragen
vorschreibt. Die Berichterstattung gemall DCGK ist daher weitergehend als nach
DRS 17.

Mustertabelle 3 ,Mehrjahrige variable Vergutung*

In der Mustertabelle 3 soll der Aufwand aus mehrjahrigen variablen Vergitungen nach
den einzelnen Vergutungsplanen aufgeschlisselt werden. Eine vergleichbare Anforde-
rung ist in DRS 17 nicht enthalten. Eine Berichterstattung nach den Regelungen des
DCGK fuhrt daher zu keinen Konflikten mit der Berichterstattung gemal3 DRS 17.

Mustertabelle 4 ,Zusagen im Falle der regularen Beendigung der Tatigkeit*

In der Mustertabelle 4 soll der Aufwand aus Pensionszusagen nach laufendem Dienst-
zeitaufwand, nachzuverrechnendem Dienstzeitaufwand, Gewinnen/Verlusten aus Plan-
abgeltungen, Zinsaufwand aus Aufzinsung und Aufwand aus Neubewertung aufgeglie-
dert werden. Eine vergleichbare Anforderung ist in DRS 17 nicht enthalten. Eine Be-
richterstattung nach den Regelungen des DCGK fiuhrt daher zu keinen Konflikten mit

der Berichterstattung gemaf DRS 17.

Frage 1:

Mochte der IFRS-FA eine Stellungnahme zu den Vorschlagen der Anderung des DCGK
bzgl. der Berichterstattung Uber die Organvergitung an die Regierungskommission
DCGK senden?

Frage 2:
a) Mochte der IFRS-FA den DRS 17 Uberarbeiten?

b) Wenn ja, in welchem Umfang soll die Uberarbeitung erfolgen?

Dr. R. Schmidt 6/6 IFRS-FA - offentliche Sitzungsunterlage 14_06a




	Einführung
	Wesentliche Änderungsvorschläge im DCGK zur Berichterstattung über die Vorstandsvergütung
	Wesentliche Änderungsvorschläge im DCGK zur Berichterstattung über die Aufsichtsratsvergütung
	Abweichungen zwischen DCGK und DRS 17
	Konzept der „definitiven Vermögensmehrung“
	Mustertabelle 1 „Gewährte Zuwendungen“
	Mustertabelle 2 „Zufluss“
	Mustertabelle 3 „Mehrjährige variable Vergütung“
	Mustertabelle 4 „Zusagen im Falle der regulären Beendigung der Tätigkeit“


